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Das Programm der Fortſchrittspartei. 

Vor vierzehn Tagen theilten wir den Brief mit, den 
einer unſerer Freunde in Oſtpreußen an uns gerichtet hatte. 
Er machte uns aufmerkſam auf das neue Programm oder 
die neue Loſung, welche der Oſtpreußiſche Abgeordnete 
v. Saucken⸗Tarputſchen der Volkspartei anempfohlen 
hatte. Sie ſollte lauten: „Es darf kein Pfennig mehr 
an Einkommen- und Klaſſenſteuer erhoben wer⸗ 
den, als die Volksvertretung alljährlich bewilligt.“ 
Aber der Briefſteller fügte auch hinzu, daß Herr v. Saucken 
damit das alte Programm der Fortſchrittspartei nicht auf ⸗ 
heben, ſondern erfüllen wollte. 

Herr v. Saucken hat Recht; das alte, noch immer nicht 
erfüllte, Programm muß unverbrüchlich das unſrige blei⸗ 
ben. Damit es aber erfüllt werde, müſſen wir, ein Jeder 
an ſeinem Theile und nach ſeinen Kräften, dafür ſorgen, 
daß wir endlich eine Regierung bekommen, die mit redlichem 
Ernſte dieſes Programm auch zu dem ihrigen macht. 

Im Herbſt 1858 hatten wir ein Abgeordnetenhaus ge- 
wählt, deſſen große Mehrheit aus freiſinnigen und vaterlands⸗ 
liebenden Männern beſtand. Aber dieſe Mehrheit handelte 

erade in den entſchiedenſten Fragen und insbeſondere bei der 
Sage über die Militär⸗Reorganiſation nicht fo, wie das Volk 
es von ihr erwartet hatte. Gerade da, wo es am meiſten 
darauf ankam, konnte ſie ſich nicht entſchließen, einem zwar 
wohlmeinenden, aber allzu nachgiebigen Miniſterium gm 
über ein entſchiedenes Nein zu Aae Als nun dieſes Ab⸗ 
eordnetenbaus am 5. Juni 1861 ſeine letzte Sitzung ge⸗ 
halten hatte und die Wahlen zu einem neuen Abgeordneten⸗ 
auſe bevorſtanden: da trat eine Anzahl kluger und hy jener 

Ränner zuſammen, und forderte die Gleichgeſinnten im Lande 
auf, eine neue Partei des entſchiedenen Fortſchritts zu 
bilden. Dieſe Männer ſtanden an Einſicht und Thatkraft 
alle einander gleich; wir nennen nur die allbekannten Namen 
Schulze⸗Delitzſch, Virchow, Forckenbeck, Unruh, 
Hoverbeck. Schon am 9. Juni erließen ſie einen Wahl⸗ 
aufruf, der unter dem Namen „Programm der Fort» 
ſchrittspartei“ damals überall verbreitet wurde. Dem 
weſentlichen Inhalte dieſes Programms haben, theils mit, 
theils ohne ausdrückliche Erklärung, ſich alle freifinnigen 
Männer in Preußen angeſchloſſen, auch die, welche nicht 
. ſich Mitglieder der Herltertt spe nennen wollten. 

Dies Programm iſt, wie geſagt, noch heute das Programm 
aller frei und klar denkenden Männer des Preußiſchen Vol⸗ 
kes und wird es bielben, bis fein letzter Buchſtabe er- 


üllt iſt. Damit aber Jedermann ſich deſſen bewußt bleibe, 
Helke Se feinen weſentlichen Inhalt 25 i 

„Die Verfaffung“, jagt das Programm, „iſt das unlös⸗ 
bare Band, welches Fürſt und Volk zuſammenhält.“ Nutür- 
lich iſt fie ein ſolches Band nur dann, wenn fie geh elten 
und ausgeführt wird. Damit fie unter allen Ümſtänden 
gehalten werden müſſe, iſt von ihr ſelbſt die Verantwortlich⸗ 
keit der Minifter angeordnet worden. Aber dieſe Verant⸗ 
wortlichkeit bleibt ein leeres Wort, wenn die Minifter nicht 
wegen Verfaſſungsverletzung vor Gericht geſtellt werden kön⸗ 
nen. Darum fordert das Programm die endliche Ausführung 
des Art. 61 der Verfaſſung. Dieſer Artikel gebietet befannt- 
lich, daß ein beſonderes Geſetz über die Art und Weiſe er⸗ 
laſſen werden ſoll, wie die Miniſter „wegen des Verbrechens 
der Verfaſſungsverletzung, der Beſtechung und des Verrakhes“ 
vor dem Reertter Gerichtshofe der Monarchie verantwortlich 
emacht werden können. Aber dieſes Geſetz iſt trotz aller 

en von Seiten des Volkes und des Abgeordneten⸗ 
hauſes bis heute noch nicht erlaſſen worden. 


Ferner reicht es nicht aus, nur gegen Uebergriffe der 
Miniſter geſchützt zu ſein. Denn auch 1 85 Ben 
Miniſtern haben wir keinen ausreichenden Schutz gegen will- 
kürliche und ungerechte Handlungen hoher und niederer Be⸗ 
amten, jo lange uns gegen Rechköverletzungen von ihrer Seite 
in unzähligen Fällen nur eine Beſchwerde bei der vorgeſetzten 
Behörde, nicht aber die Berufung an die Gerichte des Landes 
Vece Darum verlangt das Programm, dem Geiſte der 

erfaſſung gemäß, die Abſchaffung aller Geſetze, welche den 
Rechtsweg gegen Beamte in ſchädlicher Weiſe erſchweren oder 
ganz verſperren. Auch können wir in vielerlei andern Pro⸗ 
zeſſen ein volles Vertrauen zu der Gerechtigkeit und Un⸗ 
parteilichkeit richterlicher Urtheile nur dann haben, wenn alle 
Geſetze und Einrichtungen abgeſchafft ſind, durch welche die 
Unabhängigkeit des Richterſtandes gefährdet erſchei⸗ 
nen kann. 

Die Beſchützung unſeres Rechtes nach allen Seiten hin, 
nach unten wie nach oben, iſt für die Freiheit und die Wohl⸗ 
fahrt des Volkes und jedes Einzelnen ſchlechterdings noth⸗ 
wendig. Doch reicht fle lange nicht aus, um uns Freiheit 
und Wohlfahrt in dem nöthigen Maße zu gewähren. Dazu 
gehören noch viele andere Einrichtungen des Staates, die der 
ehrlichen und verſtändigen Arbeit des einzelnen Mannes zur 
Hülfe kommen müſſen. Und nicht blos neuer Einrich⸗ 
tungen, ſondern faſt mehr noch bedürſen wir der Beſeitigung 
alter Einrichtungen, die ein fortwährender Hemmſchuh für 


das geiſtige und leibliche Wohl des geſammten Volkes find. 
Aus dieſem Grunde ſtellt das Programm eine Reihe weiterer 
Forderungen auf. 

Es fordert eine beſſere, mit den Bedürfniffen der Bildung 
unſerer Zeit in vollem Einklange ſtehende Einrichtung des 
gefammten Unterrichtsweſens, beſonders in der Volks⸗ 
ſchule. Das Programm erklärt es für ſchlechthin nothwen⸗ 
dig, daß die bisherigen Regulative und andere zweckwidrige 
Normalvorſchriften endlich beſeitigt und endlich das von 
Art. 26 vorgeſchriebene Unterrichtsgeſetz erlaſſen werde. 
Es verlangt ferner im gleichen Intereſſe der Religion 
und des Staates, daß die volle Religionsfreiheit, und die 
volle Gleichheit der bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen 
Rechte und Pflichten, wie Art. 12 es ſchon längſt vor⸗ 
ſchreibt, den Bekennern jedes Glaubens ungeſchmälert 
und Ee e Sene Die Kirche hat den hohen und 
heiligen Beruf, die Seelen der Menſchen zu echter und 
ungeſchünkter Frömmigkeit zu erheben. Damit ſie diefen 
Beruf mit ungebrochener Kraft rein und ganz er⸗ 
füllen könne, verlangt das Programm „die Tren⸗ 
nung des Staates von der Kirche.“ Denn eine 
Kirche, die einestheils Rechte beſitzt, wie ſie nur einer 
weltlichen Obrigkeit zukommen, und andererſeits in ihrem 
eigenen inneren Leben von der Staatsgewalt abhängt, eine 
ſolche Kirche verfällt nur allzuleicht dem Schickſale, aus einer 
Dienerin der Religion die Dienerin ihrer eigenen weltlichen 
Intereſſen, oder auch der jedesmal im Staate herrſchenden 
Partei zu werden. 

Auf dem ureigenen Gebiete des Staates ſelbſt verlangt 
dann das Programm vor Allem eine andere und beſſere 
„Gemeinde-, Kreis⸗ und Provinzialverfaſſung.“ 
In dieſen Verfaſſungen follen die längſt verſtorbenen ſtändiſchen 
Unterſcheidungen, d. h. die Unterſcheidung der Ritterguts⸗ 
befitzer, der Bürger und der Bauern als beſonderer und 
ungleich berechtigter Stände, endlich ee werden. 
Namentlich fol die gutsherrliche Polizei beſeitigt werden. 
Dagegen ſollen die wahren Grundſätze der Gleichberechti ; 

ung und der Selbſt verwaltung zu voller und ungetrübter 
zeitung gelangen. 

Weiter verlangt das Programm, daß die Wehrkraft des 
preußiſchen Volkes in jeder zweckentſprechenden Weiſe 
erhöht und verſtärkt werde. Denn kein Opfer könne i. 
groß ſein, daß wir es nicht bringen ſollten, wenn es gilt, 
das Recht und die Ehre des Landes, ſo wie die Perſonen 
und das Eigenthum feiner Bewohner gegen übermüthige, 
kriegs⸗ und eroberungsfüchtige Nachbarn mit bewaffneter 
Hand zu vertheidigen. Aber die Mittel, durch welche die 
Wehrkraft des Landes erböht werden ſoll, müſſen auch wirklich 
zweckentſprechend ſein. Dieſem Zwecke entſpricht es, 
wie das Programm ſagt, wenn die Landwehr, den alten und 
allein noch zu Rechte beſtehenden Geſetzen gemäß, erhalten 
oder (beſſer geſagt) wiederhergeſtellt, wenn die Knaben im 
ganzen Lande ſchon während der Schuljahre auch körperlich 
ausgebildet, und wenn wo möglich die ganze erwachſene und 
waffenfähige Jugend auch wirklich in den Waffen geübt 
wird. Aber es widerſpricht dieſem Zwecke, wenn man 
einen übergroßen Theil der Arbeitskräfte des Landes dadurch 
lahm Legt, daß man die ausgehobene junge Mannſchaft viel 
länger als nöthig iſt, daß man fie ſogar länger als zwei 
Jahre im Friedensheere zurückhält. Eben ſo widerſpricht 
es dieſem Zwecke, wenn man zur Erhaltung eines übermäßig 

roßen ſtehenden Heeres ſchon im Frieden unſere Steuerkraft 
o anſpannt, daß wir die Koſten eines Krieges (Falls der⸗ 
felbe ein wirklich großer und lange dauernder Krieg iſt) un⸗ 
möglich noch aufbringen können. Wir haben es längſt ein⸗ 


eſehen, wir haben es aber in den Jahren, die ſeit der 

bfaſſung des Programms verfloſſen find, auch in denn letzten 
amerikaniſchen Kriege an einem lebendigen Beiſpiele erfahren, 
daß wir ein Kriegsheer von ausreichender Stärke nur dann 
auf die nothwendige längere Dauer erhalten können, wenn 
das Friedens heer nicht größer und nicht koſtſpieliger iſt, 
als der Zweck der Waffenübung und der Waffenbereitſchaft 
es unumgänglich erfordert. 

Dann aber gedenkt das Programm auch der noch ſehr 
mangelhaften Forderungen, die dem Ackerbau, dent Gewerbe 
und dem Handel von Seiten der Staatsregierung zu Theil 
wird; es gedenkt der vielen Geſetze und Einrichtungen, durch 
welche Ackerbau, Gewerbe und Handel in ihrem Gedeihen 
ſogar behindert werden. Es verlangt daher eine kräftigere 
Förderung und insbeſondere die raſche Hinwegräumung aller 
Hinderniſf, die dem freien Gebrauche unſerer Arbeitskräfte 
und unſerer Arbeitsmittel noch immer durch die Schuld der 
Geſetze und der Staatseinrichtungen im Wege ſtehen. Es 
weiſt darauf hin, daß die wirthſchaftlichen Kräfte des Landes 
ſchon darum von allen alten Feſſeln befreit werden müffen, 
damit wir die fteigende Laft der Abgaben und die Koſten 
eines etwaigen ernſthaften Krieges auch wirklich zu tragen 
vermögen. 

Zum Schluß ſagt dann das Programm, daß alle dieſe 
Forderungen, ſo dringend ſie auch immer ſind, dennoch 
blos „fromme Wünfche” bleiben werden, fo lange das Herren- 
haus den Willen und die Macht habe, die Erfüllung derſelben 
durch ſein bloßes Nein zu verhindern. Darum ſei es die 
nächſte Pflicht des Volkes und ſeiner Vertreter, mit aller 
Kraft auf verfaſſungsmäßigem Wege darauf zu dringen, daß 
das gegenwärtige Herrenhaus von Grund aus um- 
geſtaltet werde. 

Gewiß iſt das eine dringende Moth Aber die 
Verfaſſer des Programms konnten damals die fpätere Aus⸗ 
legung der Verfaffung noch nicht kennen. Bekanntlich hat 
man dieſer neuen Auslegung fi bedient, um unter Beru⸗ 
fung auf ſie, bereits im vierten Jahre ohne das 
durch die Verfaſſung unbedingt gebotene Staats 
n e zu regieren. Man konnte aber ohne 
ein Staatshaushaltsgeſetz regieren, weil es möglich war, auch 
ohne daſſelbe alle Steuern und alle Abgaben von 
uns zu erheben. Und weil man ohne Staakshaushalts⸗ 
Abs regieren konnte, fo hatte man nicht nöthig, dem 

bgeordnetenhauſe auch nur eine einzige von allen⸗ 
den Forderungen zu bewilligen, die das Pro⸗ 
gramm der Fortſchrittspartei aufgeſtellt hat. 

Zum Wohle des Landes aber müſſen dieſe Forderungen 
durchgeſetzt werden. Und damit dies dereinſt auf verfaſſungs⸗ 
mäßigem Wege geſchehen könne, müſſen wir zu unſerem 
Programme den Zuſatz machen: 

Es darf kein Pfennig mehr an direkten Steuern 
erhoben werden, als die Volksvertretung all⸗ 
jährlich bewilligt. . 

Dieſer Zuſatz hat den Rang noch vor der Umgeſtaltung 
des Herrenhaufes. Ueberlegen wir, wie die Forderung 
deſſelben auf verfaſſungs⸗ und geſetzmäßigem 
Wege durchzuſetzen iſt! Haben wir ſie durchgeſetzt, dann 
werden wir auch eine Regierung haben, welche das Programm 
der Fortſchrittspartei zu dem ihrigen machen muß. 

ER In BA A BA K EEE 


Politiſche Wochenſchau. 
Preußen. In den jetzt wieder „proviſoriſch“ getrennten 
Elbherzogthümern haben ſich nun die verſchiedenen Verwal⸗ 
tungen etablirt. In Holſtein hat der Statthalter v. Gablenz 


eine „herzogliche Landes regierung“ aus Landeskindern ein 


es 


gelegt, während General von Manteuffel in Schleswig 
eine „ſchleswig' ſche Regierung“ gründete, deren hauptſächliche 
itglieber nicht dem Lande angehören. Bemerkenswerth ift 
vor Allem, daß die ſchleswig'ſche Regierung, welche den preußi⸗ 
ſchen Adler im Wappen führt, dem militäriſchen Gouverneur 
untergeordnet iſt, während in Holftein die „herzogliche“ Landes⸗ 
regierung ſelbſtſtändig die Verwaltung führt und der Statt⸗ 
halter nur eine höhere Inſtanz bildet. Am klarſten leuchtet 
der Geiſt, in welchem die Verwaltung in beiden Ländchen 
eführt werden wird, aus den Antrittsproklamationen der 
Beiden Herren hervor. General von Manteuffel redet die 
Schleswiger mit militäriſcher Kürze folgendermaßen an: 
„Durch den Vertrag von Gaſtein ſeid Ihr demnächſt einer 
beſonderen Verwaltung unter der Autorität Seiner Majeſtät 
des Königs von Preußen überwieſen worden. Das Wort 
preußiſche Verwaltung ſchließt den Gedanken: „Gerechtigkeit, 
öffentliche Ordnung, Beförderung der allgemeinen Wohlfahrt 
in ſich ein. Indem ich auf Befehl Seiner Mafeftät des Königs 
von Preußen heute dag Gouvernement des Herzogthums über⸗ 
nehme, verſpreche ich Euch zugleich volle Berückſichtigung Eurer 
eigenen Intereſſen. Ich erwarte von Euch Gehorſam gegen 
die Befehle Sr. Majeftät und Vertrauen.“ — Wie 
anders ſpricht Herr von Gablenz. Obſchon nicht minder Mili 
tär wie Herr von Manteuffel (vor dem er ſogar voraus hat, 
daß er ſchon in mehreren Feldzügen mitgekämpft und größere 
ſelbſtſtändige Korps geführt) ſpricht er mit einer zutmütßig eit, 
die auf die Norddeneſchen namentlich bei den naheliegenden Ver⸗ 
gleichen um ſo günſtiger wirken muß, Folgendes: „Einwohner 
des Herzogthums 1 8 Wir ſind einander nicht unbe 
kannt, denn noch iſt es nicht lange her, daß ich ſo glücklich 
war, Euer ſchönes und geſegn⸗tes Land zu betreten, um an 
der Spitze eines kaiſerlichen Armeekorps, im Verein mit den 
alliirten königlich preußiſchen Truppen in den Kampf zu ge⸗ 
hen, der Euere nationale Unabhängigkeit zur Folge gehabt 
5 Ich hoffe als kaiſerlicher Statthalter Au daſſelbe 
ntgegenkommen von Euch, wie es damals die kaifer⸗ 
lichen Fahnen fanden. Mit voller Zuverſicht zähle ich 
auch diesmal auf Euren oft erprobten beſonnenen Charak⸗ 
ter, auf Euren Sinn für Geſetzlichkeit. Dieſe zuverfiht- 
liche Heffnung erleichtert mir die Uebernahme meiner jetzi⸗ 
gen Miſſion, deren Schwierigkeiten ich nicht verkenne — 
Schwierigkeiten, die jedoch durch Euere ruhige und von 
wahrem Patriotismus beſeelte Haltung überwunden 
werden können. Mit aller Entſchiedenh eit will ich meinerſeits 
die unter Euch ſo hoch ausgebildete Selbſtverwaltung 
aufrecht erhalten und die Landeskinder vor Allem dabei 
mitwirken lafjen. Ich verſpreche Euch die gewiſſenhafte An- 
wendung der beſtehenden Geſetze, die möglichſte Förderung 
Eueres geiſt gen und materiellen Wohles, energiſchen und 
ſchnell n Vollzug der Adminiſtration und ſtrunge Handhabung 
einer unparteiiſchen Rechtspflege. Zum Zwecke eines 
geregelten ununterbrochenen Geſchäfteganges erlaſſe ich gleich⸗ 
zeitig die erforderlichen Verordnungen, wodurch für mich die 
rundlage gewonnen wird, um den wirklichen Bedürfniſſen 
des Landes Rechnung tragen zu können. Den Befugniſſen 
der entſcheicenden Politik feruſtezend, beſeelt mich allein der 
Gedanke, jedem Pas teigetriebe fremd, unabläjfiy nur die Ent⸗ 
wickelung der Wohlfahrt dirſes Landes anzuſtreben und durch 
das Vertrauen der Bevölkerung geſtützt, den be⸗ 
rechtigten Wünſchen derſelben entgegen zu kommen.“ 

In demſelben G ift, wie feine Proklamation lautet, hat 
General v. Manteuffel auch die Beamten angeredet; haupt⸗ 
ſächlich betent er ſtets den „Gehorſam“, den ſie den „Befehlen“ 
entgegenzubringen hätten. Wir fürchten, daß ein ſolches Auf: 
treten keine guten Folgen haben wird, namentlich wenn wir 


die jetzt dort vorgenommenen Beamtenabſetzungen und das 
durch das Auftreten des preußiſchen Landraths Prinzen Hohen⸗ 
lohe begünſtigte Wiedererwachen des däniſchen Elements in 
Nordſchleswig hinzunehmen. Wir haben neulich erwähnt, daß 
die Nordſchleswiger auf die Hülſe des Auslandes ſpekuliren; 
daß ſie ein Recht dazu haben, beweiſen die in deu letzten 
Tagen bekannt gewordenen Noten Englands und Frankreichs 
über den Vertrag von Gaſtein. Dieſe Noten ſind in einem 
io ſcharfen, bei Diplomaten gar nicht üblichen Tone abgefaßt, 
daß die Norddeutſche Allgemeine Zeitung acht Tage lang ſteif 
und feſt behauptete, daß die Aktenſtücke nicht ächt fein könnten. 
Sie ſind aber ächt. Es iſt leider ſo weit gekommen, daß ein 
großer Theil von Deutfchland eine gewiſſe Genugthuung 
darüber empfindet, wenn das Ausland ſich in unſere innern 
Angelegenheiten einmiſcht. Wie würde ein ſolcher Verſuch 
der Einmiſchung einmüthig vom ganzen deutſchen Lande und 
der ganzen deutſchen Preſſe zurückgewieſen werden, wenn die 
Regierung mit der Landesvertretung in Eintracht lebte! 

Mit Lauenburg iſt die Sache in unerwarteter Weiſe 
in's Reine gekommen. Der u, 117 Lauenburg als ein 
eigenes Herzogthum und unter Aufrechthaltung der Batten 
Verfaſſung des Ländchens für ſein königliches Haus in Beſitz 
genommen, indem er aus ſeinen Privatmitteln die Abfindungs⸗ 
ſumme an Oeſterreich zablte und den Grafen Arnim als ſeinen 
Kommiſſarius nach Ratzeburg zur Beſitzergreifung ſchickte. 
In den nächſten Tagen ſchon wird der König ſelber, auf die 
ihm vorgetragene Bitte einer Stände⸗Deputation, ſich nach 
Lauenburg begeben, um die Huldigung des Landes entgegen⸗ 
zunehmen. Es findet alſo eine Personal. Union und keine 
Einverleibung des Herzogthums in Preußen ſtatt. Wenn es 
ſich aber darum handelt, ob die Angelegenheit zur Kenntniß 
und Genehmigung des Landtages gebracht werden ſoll, fo 
macht es keinen Unterſchied, in welcher Weiſe die Verbindung 
mit der Krone erfolgt iſt. Zur Erweiterung der Grenzen des 
Staates (das iſt die Annexion) bedarf es ebenſo ſehr der 
Zuſtimmung der Landesvertretung wie zur Perſonal⸗Union, 
denn nach der Verfaſſung muß der König, wenn er die Re⸗ 
gierung eines zweiten Reiches antritt, ſich ener Zuſtimmung 
verſichern. Fr ilich machte ein offiziöſes Blatt dieſer Tage 
die Bemerkung, daß Lauenburg kein „Reich“ ſei, weil es nur 
50,000 Seelen zählt, doch iſt das nur einer der bekannten 
Stevie, welche die Offiziöſen mitunter auf eigene Hand zur 
Beluſtigung ihrer Brotgeber machen. Im Auftrag der Re⸗ 
gierung iſt es ſicherlich nicht geſchehen. 

Der am 1. Oktober in Frankfurt a. M. zuſammentretende 
Abgeordnetentag, wird, wie es ſcheint, ſehr ſtark aus Mittel- 
und Süddeutſchland, aber nur äußerſt ſchwach aus Oeſterreich 
und Preußen beſchickt werden. Die Oeſterreicher, die im 
Grunde niemals ein allzu lebhaftes Intereſſe an allgemeinen 
deutſchen Angelegenheiten hatten, haben jetzt zu Haufe ihr 
Augenmerk nur darauf gerichtet, daß ihnen die Verfaſſung 
nicht ganz unter den Füßen verſchwinde; der Kopf wird ihnen 
nicht ſehr danach ſtehen, ſich in Frankfurt über ſchleswig⸗ 
holſteiniſche Ang legenbeiten zu erhitzen. Sie fürchten nicht 
Herrn v. Bismarck, ſondern die Ungarn, die drauf und dran 
find, ihre 48 er Geſetze vollſtändig wiederzuerobern und dadurch 
das Rich in zwei Hälften zu ſpalten. Die preußiſchen Mit⸗ 
glieder halten den Zeitpunkt zum Abgeordnelentag für keinen 
günſtig gewählten. Es läßt ſich auch nicht bezweifeln, 
daß die ſchleswig⸗ holſteiniſche 0 f nachdem ſie in ihre 
jetzige Lage gekommen tft, auf dem Abgeordnetentage ſchwer⸗ 
lich gefördert werden kann. Was zu geſchehen hat, muß im 
Preußiſchen Abgeordneten fe geſchehen, hier gilt es, das 
Recht des Preußiſchen Volkes ſowohl als des Schleswig ⸗ 
Holſteiniſchen zu wahren. Und je mehr fih die Situation 


in ten letzten Monaten abgeklärt hat, je deutlicher die Be⸗ 


ſtrebungen der Regierung in ihren neueſten Schritten heraus⸗ 


treten: deſto feſter ſind wir überzeugt, daß das preußiſche 
Abgeordnetenhaus ſeinen Standpunkt in der ſchleswig⸗holſtei⸗ 
niſchen Frage, den es niemals verlaſſen hat, in der entſchie⸗ 
denſten Welſe mit den verfaſſungsmäßigen Mitteln zur Gel⸗ 
tung bringen wird. Reden und Beſchlüſſe auf dem Abgeord⸗ 
netentage, welche gegenwärtig, wo die öffentliche Meinung lei⸗ 
der keine Beachtung mehr findet, ohne Reſultat bleiben, wür⸗ 
den eben deshalb nicht nützen, ſondern nur ſchaden und den 
Gegnern willkommene Waffen liefern. 

Gegen den Redakteur May iſt jetzt in Perleberg die Unter⸗ 
ſuchung eröffnet worden, nachdem das Kammergericht die Ver⸗ 
haftung Hs beſchloſſen hatte. 

Die Zahl der politiſchen und Preßprozeſſe mehrt ſich immer 
mehr. Der Abgeordnete Duncker wird nun ebenfalls bald 
vor Gericht erſcheinen, um ſich über eine Aeußerung gegen 
das Miniſterium, die er im vorigen Jahre in einer Verſamm⸗ 
lung von Nationalvereinsmitgliedern gethan, zu rechtfertigen. 
— Die Preſſe iſt . in Oſtpreußen hart verfolgt. 
Dort werden jetzt Tag für Tag die Blätter konfiszirt, wegen 
Mittheilung von Dingen, die in allen anderen bub 
Blättern frank und frei gedruckt find und von keinem Staats⸗ 
anwalt le werden. 

Naſſau. Die Landesregierung hat jetzt die Anklage gegen 
den Abgeordneten Schenk wegen ſeiner al in welcher 
er die Behörden geſchmäht haben ſollte, zurückgezogen. Schenk 
hatte ſich geweigert, ſich ſeiner parlamentariſchen 11 8 15 
wegen zu verantworten, und das Plenum des Appellations⸗ 
gerichts ſollte eben darüber, ob dieſe Weigerung begründet ſei, 
entſcheiden, als die Zurückziehung erfolgte. Fit damit die 
parlamentariſche Redefreiheit auch faktiſch wiederhergeſtellt, 
jo muß man doch bedauern, daß die gerichtliche Eniſcheidung 
nicht erfolgt iſt und nicht künftige ähnliche Angriffe für immer 
ausgeſchloſſen hat. 

Baden. Das Staatsminiſterium hat alle Behörden, 
welche an den Budgetarbeiten Theil nehmen, aufgefordert, 
bei den Voranſchlägen für das ordentliche und außerordentliche 
Budget mit möglichſter Sparſamkeit zu Werke zu gehen, da eine 
unabweisbare, bedeutende Mehrforderung des Miniſteriums 
— nicht etwa für militäriſche Zwecke, — ſondern zur Erhöhung 
der Gehalte der Volksſchullehrer aus den Einnahme⸗ 
überſchüſſen des ordentlichen Budgets gedeckt werden müſſe. 

Aus Belgien wird gemeldet, daß der aus Frankreich nach 
Belgien geflüchtete Schriftſteller Rogeard wegen Beröffent- 
lichung einiger gegen den Kaiſer Napoleon gerichteten Gedichte 
aus u) ausgewiefen und mit Anwendung von Gewalt 
über die Grenze (nach Preußen) gebracht worden iſt. Die 
belgiſche Regierung. vermag derartige Maßregeln auszuführen 
kraft eines jüngſt von den Kammern genehmigten Fremden⸗ 

eſetzes, weiches die öffentliche Meinung des Landes im höch⸗ 
ten Grade ſchon während der Berathung aufgeregt hat. Es 
kamen damals lebhafte Demonſtrationen vor, die ſich jetzt bei 
der Ausweisung Rogeard's erneuten. Jenes Geſetz iſt ein 
häßlicher Fleck in der ſonſt ſo liberalen Verwaltung Belgiens. 

In England hat das Miniſterium jetzt Vorſichtsmaßregeln 
getroffen gegen die ſogenannten „Fenier.“ Es find dies Leute, 

welche den alten Plan der Losreißung Irlands von England 
von Neuem in Szene ſetzen wollen und auf Zuzüge der nach 
Amerika ausgewanderten Irländer rechnen. 
„Ein Freund in Paris. j 

In Paris ift unter dem Titel „die Konvention von Ga⸗ 

ſtein“ ein Buch erſchienen, welches ſich die Aufgabe geftellt 


hat, die Handlungsweiſe des preußiſchen Miniſterpräſidenten, 
des jetzigen Grafen Bismarck zu verherrlichen. Wir glauben, daß 
der neue Graf alle Urſache hat, ſeinem übereifrigen Pariſer 
Freunde das bekannte Wort zuzurufen: „Gott ſchütze mich 
vor meinen Freunden!“ Wenigſtens können wir uns nicht 
denken, daß es ihm angenehm ſein wird zu leſen, wie fein 
Pariſer Lobredner ihn des Verbrechens des Hochverraths ohne 
Weiteres für fähig lich In jenem Buche heißt es wört⸗ 
lich aus dem Franz ſiſchen überſetzt: „Gewiß hätte ſich ein 
Mann dieſes Schlages, nämlich Herr von Bismarck, nicht 
gefürchtet, die Berliner Abgeordneten durch ein Bataillon 
auseinander ſprengen zu laſſen oder die unumgängliche An⸗ 
nexion Schleswigs zu proklamiren, um alsdann die eine wie 
die andere Maßregel durch das allgemeine Stimmrecht gut⸗ 
a zu laſſen, welches, gut geleitet, fie mit erdrückender 
ajorität geheiligt haben würde.“ 

Der 861 des Strafgeſetz⸗Buches vom 14. April 1851 lautet: 

„Ein Unternehmen, welches darauf abzielt: 
.. die Staats verfaſſung gewaltſam abzu- 
ändern bi Bech e ent und ſoll mit dem 
Tode beſtraft werden.“ 

Wenn alſo der Pariſer Lobredner von dem jetzigen Gra⸗ 
fen Bismarck ſagt: er hätte ſich nicht „gefürchtet“, dieſe 
durch das Geſetz mit dem Tode bedrohte Handlung zu be⸗ 
gehen, ſo leiſtet er ihm einen ſchlechten Dienſt. Ob über⸗ 
haupt zum Begehen eines Verbrechens Muth oder Furchtlo⸗ 
ſigkeit gehört, darüber wollen wir mit jenem Schriftſteller 
nicht ſtreiten, jeden Falls pflegt ſich niemand dieſer Furcht ⸗ 
loſigkeit zu rühmen. Außerdem iſt es bekannt, daß die Ver⸗ 
brecher gewöhnlich hoffen, ſich den rechtlichen Folgen ihrer 
ſtrafbaren Handlungen entziehen zu können. Darauf ſcheint 
8 der Verfaſſer der „Konvention von Gaſtein“ für ſeinen 
Helden zu rechnen, indem er hinzufügt: »das allgemeine 
Stimmrecht würde jene Maßangabe mit erdrückender Mehr⸗ 
heit geheiligt haben. „Geheiligt!“ Wie weit doch heute der 
Mißbrauch mit den Worten geht! Ein Verbrechen ſoll ge⸗ 
heiligt werden können! Und wodurch? Durch das allge⸗ 
meine Stimmrecht, welches in dieſer Form eine geſetzliche 
Geltung in Preußen gar nicht hat, alſo nicht beſteht. Und 
noch dazu, wie ausdrücklich hinzugefügt wird, durch das „gut 

eleitete“, oder richtiger geſagt: verfälſchte allgemeine 
timmrecht. 

Wir glauben, der Verfaſſer der „Konvention von Ga⸗ 
ſtein“ lebt ſchon zu lange in Pais und hat über der Be⸗ 
trachtung der franzöfiſchen Zuſtände vergeſſen, wie es in 
Deutſchland ausſieht. Unſer Volk iſt wenig geneigt 
den Satz anzuerkennen: Macht geht vor Recht, und 
wird in der Unterjochung fremder Volksſtämme 
niemals einen Troſt für den Verluſt des eigenen 
Rechtes finden. Es iſt ſich zu ſehr bewußt, wie feine 
ganze Macht in feinem Rechte wurzelt und verlangt von ſei⸗ 
nen Staatslenkern vor Allem die Beobachtung des öffent 
lichen Rechtes und der Geſetze. . a 

Die liberale Partei in Preußen hat wahrlich nichts wider 
die Einführung des allgemeinen Stimmrechtes einzuwenden. 
Nur muß die Entwicklung deſſelben auf geſetzlichem Boden 
erfolgen. Ein jeder Verſuch, das allgemeine Stimm ⸗ 
recht zur „Heiligung“ eines gewaltſamen Umftur- 
zes unſerer beſchworenen Staatsverfaſſung zu be⸗ 
nutzen, müßte zerſchellen an dem Rechtsſinne un- 
ſeres Volkes, und der Staatsmann, welcher dieſen 
frevelhaften Verſuch wagte, würde ihn, dem Ge⸗ 
ſetz gemäß, mit dem Tode büßen. 
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